
 

  

S 21 AS 6046/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 7.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren undefined
Leitsätze Der Mehrbedarf nach § 21 Abs. 4 SGB II

setzt die Leistungserbringung im Rahmen
einer „Maßnahme“ voraus, die innerhalb
eines organisatorischen Rahmens
erbracht werden muss. Nich ausreichend
hierfür sind reine Vermittlungs- und
Beratungsleistungen.

Normenkette SGB 2 § 21 Abs 4

1. Instanz

Aktenzeichen S 21 AS 6046/17
Datum 21.08.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 3146/19
Datum 23.09.2021

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart
vom 21.Â AugustÂ 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

Tatbestand

Der KlÃ¤ger begehrt im Rahmen von Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) die
BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs fÃ¼r erwerbstÃ¤tige behinderte Menschen.
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Der 1980 geborene KlÃ¤ger stand im laufenden Bezug von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts beim Beklagten. Der KlÃ¤ger ist Inhaber eines ab
11.Â DezemberÂ 2002 gÃ¼ltigen Schwerbehindertenausweises, wonach bei ihm ein
Grad der Behinderung von 50 festgestellt ist. Er bewohnt eine Wohnung in M., fÃ¼r
die er eine Grundmiete in HÃ¶he von 280 EUR sowie Vorauszahlungen fÃ¼r Heiz-
und Nebenkosten ab 1.Â JuniÂ 2016 in HÃ¶he von 90 EUR aufzubringen hat. Zum 9.
Juni 2017 war fÃ¼r das Abrechnungsjahr 2016 eine Nachzahlung in HÃ¶he von
15,04 EUR fÃ¤llig.

Eine fÃ¼r die Monate September 2015 bis August 2016 erfolgte
Leistungsbewilligung hob der Beklagte wieder auf, nachdem der KlÃ¤ger von der
Deutschen Rentenversicherung Bund im Rahmen von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben Ã�bergangsgeld erhielt.

Am 21. September 2016 beantragte der KlÃ¤ger erneut Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts beim Beklagten. Mit Bescheid vom 28. September 2016
bewilligte der Beklagte Leistungen fÃ¼r die Zeit von September 2016 bis August
2017 in HÃ¶he von monatlich 774 EUR (Regelbedarf 404 EUR, Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung 370 EUR). Nach Bewilligung von Ã�bergangsgeld fÃ¼r die
Zeit vom 31. August 2016 bis 30. November 2016 in HÃ¶he von kalendertÃ¤glich
42,46 EUR mit Bescheid vom 22. September 2016 durch die Deutsche
Rentenversicherung Bund hob der Beklagte die Leistungsbewilligung fÃ¼r die Zeit
vom 1.Â September 2016 bis 31. Oktober 2016 wieder auf (Aufhebungs- und
Erstattungsbescheid vom 20.Â Oktober 2016). Mit Bescheid vom 26. November
2016 setzte der Beklagte die Leistungen fÃ¼r die Zeit ab Januar 2017 wegen der
ErhÃ¶hung der Regelbedarfe auf insgesamt 779 EUR monatlich neu fest. 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund stellte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 8.
September 2016 Leistungen zur Erlangung eines Arbeitsplatzes als Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben in Aussicht und erklÃ¤rte sich bereit, unter nÃ¤her
aufgefÃ¼hrten Bedingungen einen Eingliederungszuschuss an einen Arbeitgeber zu
leisten. Mit Bescheid vom 1. November 2016 bewilligte die Deutsche
Rentenversicherung Bund dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 1. November 2016 bis 30.
April 2017 sowie mit Bescheid vom 31. Mai 2017 auf einen Antrag vom 30. Mai 2017
fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 2017 bis 31. Dezember 2017 als Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben die Beteiligung des Integrationsfachdienstes, um fÃ¼r ihn einen
behinderungsgerechten Arbeitsplatz zu erschlieÃ�en. Zwischen einem Mitarbeiter
des Integrationsfachdienstes und dem KlÃ¤ger fanden Besprechungen am 12.
Dezember 2016, 27. Februar 2017, 5. April 2017, 27. April 2017, 12.Â MaiÂ 2017, 6.
Juli 2017, 14. Juli 2017 und 10. August 2017 statt (BestÃ¤tigung des
Integrationsfachdienstes vom 18. September 2017).

Ab dem 15. Februar 2017 nahm der KlÃ¤ger ein bis 15. Mai 2017 befristetes
ProbebeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis beim Hotel S. zu einer monatlichen VergÃ¼tung
von 1326Â EUR zzgl. 135 EUR Fahrtgeld auf (ProbebeschÃ¤ftigungsvertrag vom 9.
Februar 2017). Der Beklagte setzte daraufhin die Leistungen fÃ¼r die Monate April
bis Juni 2017 auf 79 EUR monatlich sowie fÃ¼r die Monate Juli und August 2017 auf
monatlich 779 EUR fest (Ã�nderungsbescheid vom 28. Februar 2017). FÃ¼r die
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Dauer des ProbebeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bewilligte die Deutsche
Rentenversicherung Bund mit Bescheid vom 20. Februar 2017 als Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben einen Zuschuss an den Arbeitgeber in HÃ¶he des vollen
tariflichen Arbeitsentgelts.

Der KlÃ¤ger erhielt aus dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis fÃ¼r den Monat Februar
2017 am 27.Â FebruarÂ 2017 einen Betrag von 531,76 EUR (730,50 EUR brutto),
fÃ¼r den Monat MÃ¤rz 2017 am 30.Â MÃ¤rzÂ 2017 einen Betrag in HÃ¶he von
1167,81 EUR (1461 EUR brutto), fÃ¼r den Monat April 2017 am 28. April 2017 einen
Betrag in HÃ¶he von 1137,96 EUR (1461 EUR brutto) sowie fÃ¼r den Monat Mai
2017 am 29. Mai 2017 einen Betrag in HÃ¶he von 184,48 EUR (235,64 EUR brutto)
ausgezahlt. Das ProbebeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wurde zum 5. Mai 2017 beendet.

Mit Bescheid vom 21. April 2017 hob der Beklagte die Leistungsbewilligung fÃ¼r
den Monat Februar 2017 in HÃ¶he von 305,76 EUR teilweise und fÃ¼r den Monat
MÃ¤rz 2017 ganz auf und forderte den KlÃ¤ger zur Erstattung des Betrages von
1084,66 EUR auf.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 17. Mai 2017 setzte der Beklagte die Leistungen fÃ¼r
April 2017 auf 0 EUR, fÃ¼r Mai 2017 weiterhin auf 79 EUR sowie fÃ¼r Juni 2017 bis
August 2017 auf wieder 779Â EUR fest, wobei er ein Absehen von einer
RÃ¼ckforderung fÃ¼r den Monat April erklÃ¤rte.

Unter dem 13. Juni 2017 beantragte der KlÃ¤ger die Ã�berprÃ¼fung der Bescheide
vom 28. September 2017, 20. Oktober 2016, 26. November 2016, 28. Februar 2017,
21. April 2017 sowie vomÂ 17.Â MaiÂ 2017, weil ein ihm zustehender Mehrbedarf
gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II in Verbindung mit Â§Â 33 Abs. 6 Nr. 8 Neuntes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) nicht berÃ¼cksichtigt worden sei. Mit Bescheid der
Deutschen Rentenversicherung Bund vom 1. November 2016 sei der
Integrationsfachdienstes R. vom 1. November 2016 bis 30. April 2017 beauftragt
worden, den Antragsteller bei der Integration in den zu unterstÃ¼tzen. Mit Bescheid
der Deutschen Rentenversicherung Bund vom 31. Mai 2017 sei der
Integrationsfachdienstes R. vom 1.Â Juli 2017 bis 31. Dezember 2017 abermals
beauftragt worden. Der KlÃ¤ger habe daher Anspruch auf einen Mehrbedarf in
HÃ¶he von 35 Prozent des Regelbedarfs. Ein derartiger Anspruch bestehe auch
fÃ¼r die Monate Mai und Juni 2017, weil die MaÃ�nahme nicht beendet worden sei.
Er habe am 12. Mai 2017 ein GesprÃ¤ch sowie Anfang Juni 2017 einen
Eâ��Mailâ��Kontakt mit dem Integrationsfachdienst gehabt. Es seien rein
organisatorische und zeitliche GrÃ¼nde gewesen, warum ein Bewilligungsbescheid
fÃ¼r die Monate Mai und Juni 2017 nicht existiere. AuÃ�erdem sei unklar gewesen,
ob der KlÃ¤ger beim Hotel S. angestellt werde. Nachdem er am 5.Â MaiÂ 2017
informiert worden sei, dass es nicht zu einer Festanstellung komme, sei bei der
Deutschen Rentenversicherung Bund erneut die Beauftragung des
Integrationsfachdienstes R. beantragt worden. Er werde demzufolge durchgehend
seit dem 1. November 2016 vom Integrationsfachdienst unterstÃ¼tzt. FÃ¼r den Fall
der Annahme einer Beendigung der MaÃ�nahme zum 30. April 2017 machte der
KlÃ¤ger geltend, dass im Rahmen einer Ermessensreduzierung auf Null Â§ 21 Abs. 4
Satz 1 SGB II auch fÃ¼r die Monate Mai und Juni 2017 angewendet werden
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mÃ¼sse.

Mit Bescheid vom 27. Juni 2017 lehnte der Beklagte den Ã�berprÃ¼fungsantrag ab.
Die vom KlÃ¤ger genannten Bescheide seien nicht zu beanstanden. Eine Leistung
nach Â§ 33 SGB IX liege nur vor, wenn die MaÃ�nahme final auf den Ausgleich
behinderungsbedingter Nachteile ausgerichtet sei. FÃ¼r einen Mehrbedarf mÃ¼sse
es sich um eine regelfÃ¶rmige MaÃ�nahme handeln, die eine regelmÃ¤Ã�ige und
zeitlich nicht unerhebliche Beanspruchung des Teilnehmers bezÃ¼glich der
Teilnahme am Arbeitsleben sicherstelle.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 27. Juni 2017 setzte der Beklagte die Leistungen fÃ¼r
den Monat Mai 2017 auf 721,65 EUR unter BerÃ¼cksichtigung des Einkommens
fÃ¼r den Monat Mai 2017 fest.

Gegen den Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 27. Juni 2017 legte der KlÃ¤ger
Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung berief er sich darauf, dass er durchgehend seit
dem 1. Dezember 2016 einen Anspruch auf einen Mehrbedarf in HÃ¶he von 35
Prozent des Regelbedarfs gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II in Verbindung mit Â§
33 SGB IX habe. Die Deutsche Rentenversicherung Bund habe auf seinen Antrag hin
den Integrationsfachdienst zweimal beauftragt, ihn fÃ¼r jeweils sechs Monate zu
unterstÃ¼tzen. Nach den Bescheiden der Deutschen Rentenversicherung Bund
handele es sich um eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben. AuÃ�erdem habe er
mit dem Integrationsfachdienst im November 2016 und im Juli 2017 eine schriftlich
fixierte Zielplanung vereinbart. Ferner sei ihm von der Deutschen
Rentenversicherung Bund mit Bescheid vom 8. September 2016 verbindlich ein
Eingliederungszuschuss fÃ¼r zwÃ¶lf Monate zugesichert und mit Bescheid vom 20.
Februar 2017 fÃ¼r die Dauer des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses beim Hotel S.
gewÃ¤hrt worden. Die Lohnkosten seien dem Arbeitgeber in voller HÃ¶he erstattet
worden. Im Ã�brigen hielt er an seinen AusfÃ¼hrungen zum Ã�berprÃ¼fungsantrag
fest.

Am 26. Juli 2017 legte der KlÃ¤ger auch gegen den Ã�nderungsbescheid vom 27.
Juni 2017 unter Verweis auf einen Anspruch auf Mehrbedarf in HÃ¶he von 35
Prozent des Regelbedarfs Widerspruch ein.

Auf den Weiterbewilligungsantrag bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die
Monate September 2017 bis August 2018 weiterhin Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts in HÃ¶he von 779Â EUR monatlich (Bewilligungsbescheid vom 21.
August 2017). Auch gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger unter Berufung auf
einen Anspruch auf BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs Widerspruch ein. Er
verwies auf die BestÃ¤tigung des Integrationsfachdienstes Ã¼ber die GesprÃ¤che
und teilte im Rahmen einer eidesstattlichen Versicherung mit, dass der Mitarbeiter
des Integrationsfachdienstes bei Ã�bergabe des BestÃ¤tigungsschreibens mitgeteilt
habe, dass seit Inanspruchnahme des Integrationsfachdienstes Ã¼ber 200 Kontakte
(per E-Mail, telefonisch usw.) stattgefunden hÃ¤tten. DarÃ¼ber hinaus sei er am 20.
September 2017 und am 2. Oktober 2017 zu einem GesprÃ¤ch beim
Integrationsfachdienst gewesen.
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Mit Widerspruchsbescheid vom 19. Oktober 2017 wies der Beklagte den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 27. Juni 2017 Ã¼ber die Ablehnung der
Ã�berprÃ¼fung nach Â§ 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) zurÃ¼ck. Der
KlÃ¤ger habe nichts vorgebracht, was fÃ¼r die Unrichtigkeit der Entscheidung
sprechen kÃ¶nnte. Es ergÃ¤ben sich auch keine neuen Erkenntnisse, die dafÃ¼r
sprÃ¤chen, dass die Entscheidung falsch sei. Der Beklagte habe daher eine
sachliche PrÃ¼fung der Bescheide ablehnen dÃ¼rfen. Die vorgebrachten
EinwÃ¤nde hÃ¤tten unberÃ¼cksichtigt bleiben mÃ¼ssen, weil diese nicht
entscheidungserheblich gewesen seien. Laut einem Urteil des Bayerischen
Landessozialgerichts (LSG) vom 26. Februar 2015 â�� L 7 AS 215/14 â�� werde ein
Mehrbedarf nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II nur gewÃ¤hrt, wenn mindestens eine
zweimalige Vorsprache pro Monat beim Integrationsfachdienst stattgefunden habe.

Den Widerspruch gegen den Ã�nderungsbescheid vom 26. Juni 2017 verwarf der
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 19. Oktober 2017 als unzulÃ¤ssig.
Ã�nderungsbescheide kÃ¶nnten nur in Bezug auf ihren eigenstÃ¤ndigen
Regelungsgehalt angegriffen werden. Soweit sie gegenÃ¼ber dem
Ausgangsbescheid keine weitere Beschwer beinhalteten, fehle es an einer
angreifbaren Regelung. Im angefochtenen Bescheid sei lediglich das angerechnete
Einkommen fÃ¼r Mai 2017 geÃ¤ndert worden.

Mit einem weiteren Widerspruchsbescheid vom 19. Oktober 2017 wies der Beklagte
schlieÃ�lich den Widerspruch gegen den Bewilligungsbescheid vom 21. August
2017 zurÃ¼ck, weil die nach der vorgelegten BestÃ¤tigung im Schnitt lediglich
einmal im Monat stattfindende persÃ¶nliche Vorsprache beim
Integrationsfachdienst den begehrten Mehrbedarf nicht begrÃ¼nde.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 27. Oktober 2017 bewilligte der Beklagte dem
KlÃ¤ger fÃ¼r den Monat Oktober 2017 Leistungen in HÃ¶he von 794,04 EUR unter
BerÃ¼cksichtigung der Nebenkostennachzahlung fÃ¼r das Jahr 2016. Mit
Ã�nderungsbescheid vom 25. November 2017 setzte der Beklagte die Leistungen
fÃ¼r die Monate Januar 2018 bis August 2018 wegen der ErhÃ¶hung der
Regelbedarfe auf 786 EUR monatlich fest.

Von der Deutschen Rentenversicherung Bund wurde dem KlÃ¤ger aufgrund eines
Leistungsfalles vom 17. November 2016 und eines auf weniger als drei Stunden
herabgesetzten arbeitstÃ¤glichen LeistungsvermÃ¶gens sowie eines Antrags vom 4.
Oktober 2017 Rente wegen voller Erwerbsminderung ab 1. Oktober 2017 befristet
bis 30. November 2019 in HÃ¶he von monatlich 528,80 EUR (monatlicher
Zahlbetrag 468,52 EUR) bewilligt (Bescheid vom 28. MÃ¤rz 2018). 

Mit Bescheid vom 9. April 2018 hob der Beklagte die Leistungsbewilligung ab 1. Mai
2018 aufgrund des Wegfalls der ErwerbsfÃ¤higkeit auf. Ab dem 4. April 2018
wurden dem KlÃ¤ger vom SozialhilfetrÃ¤ger Leistungen der Hilfe zum
Lebensunterhalt gewÃ¤hrt.

Am 30. Oktober 2017 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Stuttgart (SG) gegen
den Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 27. Juni 2017 in der Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 19.Â Oktober 2017 sowie gegen den
Bewilligungsbescheid vom 21. August 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017 erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er
geltend gemacht, im fraglichen Zeitraum an einer regelfÃ¶rmigen, einen
Mehrbedarf begrÃ¼ndenden MaÃ�nahme teilgenommen zu haben. Der Beklagte
habe in seiner Widerspruchsentscheidung lediglich die Anzahl der persÃ¶nlichen
Vorsprachen zugrundegelegt, alle anderen Kontakte aber unberÃ¼cksichtigt
gelassen, was nicht nachvollziehbar sei. Ferner hat er sich auf die Zusicherung
eines Eingliederungszuschusses fÃ¼r die Dauer von zwÃ¶lf Monaten sowie dessen
GewÃ¤hrung fÃ¼r die Dauer des ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses gestÃ¼tzt. Im
Ã�brigen hat er zur BegrÃ¼ndung seiner AusfÃ¼hrungen im
Ã�berprÃ¼fungsantrag und in den Widerspruchsverfahren wiederholt.

Der Beklagte hat ein â��Teilanerkenntnisâ�� erklÃ¤rt und sich unter Aufhebung des
Bescheides vom 27.Â Juni 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
Oktober 2017 fÃ¼r die Zeit vom 1. Februar 2017 bis 31. Mai 2017 verpflichtet, die
Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 15. Februar 2017 bis 5. Mai 2017 erneut unter
BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfes nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II festzusetzen.

Mit Urteil vom 21. August 2019 hat das SG den Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 27.
Juni 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017
teilweise aufgehoben und den Beklagten verpflichtet, die Bescheide vom 28.
September 2016, 26. November 2016, 28. Februar 2017, 21. April 2017 und 17. Mai
2017 abzuÃ¤ndern und dem KlÃ¤ger fÃ¼r Februar 2017 weitere Leistungen in
HÃ¶he von 143,10 EUR, fÃ¼r MÃ¤rz 2017 in HÃ¶he von 54,34 EUR, fÃ¼r April 2017
in HÃ¶he von 84,19 EUR und fÃ¼r Mai 2017 in HÃ¶he von 143,10 EUR zu
gewÃ¤hren, sowie im Ã�brigen die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle in der
Zeit vom 1. Februar 2017 bis 31. Mai 2017 die Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs. 4 SGB II in HÃ¶he von 35
Prozent des nach Â§ 20 SGB II maÃ�gebenden Regelbedarfs. Die durch einen
behinderungsbedingt erforderlichen Eingliederungszuschuss gefÃ¶rderte
ArbeitstÃ¤tigkeit bei ErlebnisHotel S. in der Zeit vom 15. Februar 2017 bis 5. Mai
2017 als Verwaltungsmitarbeiter erfÃ¼lle die Anforderungen an eine regelfÃ¶rmige
MaÃ�nahme, da das ArbeitsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers in einem strukturierten und
regelfÃ¶rmigen Rahmen stattgefunden habe. FÃ¼r die Zeit vom 1. Dezember 2016
bis 31. MÃ¤rz 2017 sowie fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni 2017 bis 31. Dezember 2017
habe der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs nach Â§
21 Abs. 4 SGB VI. Die durch die Deutsche Rentenversicherung Bund gewÃ¤hrte
UnterstÃ¼tzung durch den Integrationsfachdienst sei nicht geeignet, den
Mehrbedarf auszulÃ¶sen. Es handele sich nicht um Leistungen im Rahmen einer
regelfÃ¶rmigen MaÃ�nahme. Der KlÃ¤ger habe den Integrationsfachdienst ein bis
zweimal monatlich aufgesucht. DarÃ¼ber hinaus habe er Zielplanungen mit dem
Integrationsfachdienst abgeschlossen. Darin sei als Ziel jeweils die Aufnahme einer
TÃ¤tigkeit als BÃ¼rokraft vereinbart worden. Der KlÃ¤ger habe in den
vorbereitenden Schritten unter anderem StellenbÃ¶rsen sichten, seinen Lebenslauf
neu entwerfen, Initiativbewerbungen schreiben und seine Bewerbungsunterlagen
optimieren sollen. Die Leistungen des Integrationsfachdienstes hÃ¤tten sich damit
innerhalb einer Spannbreite dessen gehalten, was auch nicht behinderten
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erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen im Rahmen der Vermittlung und Beratung
durch den GrundsicherungstrÃ¤ger abverlangt werde. Der KlÃ¤ger habe auch
keinen Anspruch auf WeitergewÃ¤hrung des Mehrbedarfs fÃ¼r eine
Ã�bergangszeit. Diese stehe im pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen des Beklagten.
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der Beklagte verpflichtet wÃ¤re, nach Auslaufen des
Eingliederungszuschusses sein Ermessen nur pflichtgemÃ¤Ã� dahingehend
auszuÃ¼ben, dass dem KlÃ¤ger auch Ã¼ber den 31. Mai 2017 hinaus ein
Mehrbedarf zu zuerkennen sei, seien nicht ersichtlich. Der KlÃ¤ger habe mit
Beendigung des Eingliederungszuschusses seine ErwerbstÃ¤tigkeit im ErlebnisHotel
S. beendet, so dass keine tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde (mehr) vorgelegen hÃ¤tten,
die vom Grundsatz her geeignet gewesen wÃ¤ren, einen zusÃ¤tzlichen Bedarf
hervorzurufen.

Gegen das ihm am 27. August 2019 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 17.
September 2019 Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt. Mit der Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Begehren weiter und macht
Mehrbedarfe nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II fÃ¼r die Monate Dezember 2016, Januar
2017 sowie Juni 2017 bis Dezember 2017 geltend.

Der KlÃ¤ger beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 21. August 2019 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 27. Juni 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017 zu verpflichten, ihm unter
AbÃ¤nderung der Bescheide vom 28. September 2016, 26. November 2016, 28.
Februar 2017 und 17.Â MaiÂ 2017 hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts unter BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs.
4 SGB II fÃ¼r die Monate Dezember 2016, Januar 2017 und Juni 2017 bis August
2017 zu bewilligen sowie den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom
21. August 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.Â Oktober
2017 in der Fassung des Bescheides vom 27.Â Oktober 2017 zu verurteilen, ihm
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts unter BerÃ¼cksichtigung eines
Mehrbedarfs nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II fÃ¼r die Monate SeptemberÂ 2017 bis
Dezember 2017 zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat den Integrationsfachdienst (IFD) R., W. schriftlich zu den dem KlÃ¤ger
erbrachten Leistungen befragt. Wegen der vom IFD erteilten Auskunft wird auf das
Schreiben vom 9. September 2021 Bezug genommen.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie die
Verwaltungsakten des Beklagten Bezug genommen.
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Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151
SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig. Die Berufung bedurfte nicht der Zulassung, weil zwischen den Beteiligten
Leistungen nach dem SGB II in HÃ¶he von mehr als 750 Euro im Streit stehen (Â§
144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG).

Gegenstand des Verfahrens ist zunÃ¤chst der Bescheid vom 27. Juni 2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017, mit dem der Beklagte
eine Korrektur der Bescheide vom 28. September 2016, 26. November 2016, 28.
Februar 2017 und 17. Mai 2017 und GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs nach Â§ 21
Abs. 4 SGB II abgelehnt hat, wobei nur noch ein Mehrbedarf fÃ¼r die Monate
Dezember 2016, Januar 2017 und Juni 2017 bis August 2017 im Streit ist. Sein
Ã�berprÃ¼fungsbegehren verfolgt der KlÃ¤ger zulÃ¤ssigerweise im Wege der
kombinierten Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage nach Â§Â§Â 54
Abs.Â 1 Satz 1 in Verbindung mit Abs.Â 4, 56 SGG (vgl. Bundessozialgericht [BSG],
Urteil vom 28.Â Februar 2013 â�� B 8 SO 4/12 R â�� jurisÂ Rdnr.Â 9). Hinsichtlich
des Bescheides vom 28. November 2016 und der begehrten hÃ¶heren Leistungen
fÃ¼r den Monat Dezember 2016 ist allerdings die kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 und Abs. 4 SGG statthaft. Gegenstand dieses
Bescheides war nicht die Ã�berprÃ¼fung einer bestandskrÃ¤ftigen Entscheidung im
Hinblick auf die fehlerhafte Rechtsanwendung bzw. Zugrundelegung eines
unzutreffenden Sachverhalts bei Erlass des Bescheides. Vielmehr beruft sich der
KlÃ¤ger insoweit auf durch die Bewilligung der Beteiligung des IFD durch die
Deutsche Rentenversicherung Bund mit Bescheid vom 1. November 2016
geÃ¤nderte VerhÃ¤ltnisse. Rechtsgrundlage fÃ¼r die von dem Beklagten erklÃ¤rte
Ablehnung der GewÃ¤hrung hÃ¶herer Leistungen hinsichtlich des Monats Dezember
2016 ist insoweit Â§ 48 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X).

Des Weiteren ist Gegenstand des Verfahrens der Bescheid vom 21. August 2017 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.Â OktoberÂ 2017 in der Fassung
des Bescheides vom 27.Â OktoberÂ 2017 hinsichtlich der HÃ¶he der zustehenden
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts fÃ¼r die Monate September 2017
bis Dezember 2017. Statthafte Klageart ist auch diesbezÃ¼glich die kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 und Abs. 4 SGG.

In der Sache ist die GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II im
Rahmen der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts streitig. Der Streit um
einen Anspruch auf eine Leistung nach Â§ 21 SGB II stellt keinen eigenstÃ¤ndigen
und von den Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts abtrennbaren
Streitgegenstand dar (st.Rspr., siehe nur BSG Urteil vom 6.Â AprilÂ 2011 â�� B 4 AS
3/10 R â�� SozR 4-4200 Â§ 21 Nr. 11). Dem Antrag des KlÃ¤gers kann jedoch mit
hinreichender Deutlichkeit eine BeschrÃ¤nkung des Streitgegenstands insoweit
entnommen werden, als die Kosten der Unterkunft und Heizung nicht im Streit
stehen, was auch nach der Neufassung des SGB II zum 1. Januar 2011 mÃ¶glich ist
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(BSG Urteil vom 4. Juni 2014 â�� BÂ 14Â ASÂ 42/13 R â�� SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 78,
juris Rdnr 10). 

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Entgegen der Rechtsansicht des KlÃ¤gers ist der
Bewilligungsbescheid vom 28. September 2016 nicht durch die von der Deutschen
Rentenversicherung Bund als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben bewilligte
Beteiligung des IFD wegen einer nachtrÃ¤glich eingetretenen wesentlichen
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse rechtswidrig geworden (Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X).
Ebenso sind die Bescheide vom 26. November 2016, 28.Â Februar 2017 und 17. Mai
2017 im Hinblick auf die NichtberÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs nicht
ursprÃ¼nglich rechtswidrig (Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X), so dass der Bescheid vom
27.Â Juni 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2017
rechtmÃ¤Ã�ig ist und den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten verletzt. Ebenso ist der
Bescheid vom 21. August 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
19.Â OktoberÂ 2017 in der Fassung des Bescheides vom 27. Oktober 2017
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Zwar erfÃ¼llt der KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum die Leistungsvoraussetzungen.
Nach Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 und Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte Arbeitslosengeld II, wenn sie (1.) das 15. Lebensjahr vollendet
und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht haben, (2.)
erwerbsfÃ¤hig sind, (3.) hilfebedÃ¼rftig sind und (4.) ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben (erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte). Die Leistungen umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und
den Bedarf fÃ¼r Unterkunft und Heizung (Â§ 19 Abs. 1 Satz 3 SGBÂ II).
HilfebedÃ¼rftig ist nach Â§Â 9Â Abs. 1 SGB II u.a., wer seinen Lebensunterhalt nicht
oder nicht ausreichend aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder
VermÃ¶gen sichern kann. 

Der KlÃ¤ger hatte im streitigen Zeitraum das 36. bzw. 37. Lebensjahr vollendet und
seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. Zwar war der
KlÃ¤ger nach den Feststellungen der Deutschen Rentenversicherung Bund seit 17.
November 2016 voll erwerbsgemindert. Er war jedoch im streitigen Zeitraum noch
als erwerbsfÃ¤hig im Sinne des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 8 SGB II
anzusehen. Dies ergibt sich aus Â§ 44a Abs. 1 Satz 7 SGB II. Danach erbringen die
Agentur fÃ¼r Arbeit und der kommunale TrÃ¤ger bei Vorliegen der Ã¼brigen
Voraussetzungen Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende bis zu einer
Entscheidung Ã¼ber den Widerspruch eines nach Â§ 44a Abs. 1 Satz 2 SGB II
widerspruchsberechtigten TrÃ¤gers gegen die Feststellung der Agentur fÃ¼r Arbeit,
ob ein Arbeitsuchender erwerbsfÃ¤hig ist (Â§ 44a Abs. 1 Satz 1 SGB II). Im
AuÃ�enverhÃ¤ltnis wird die Aufgabe von der gemeinsamen Einrichtung (und damit
vom Beklagten) nach Â§ 44b Abs. 1 Satz 2 SGB II wahrgenommen. Nach
zutreffender Auffassung des BSG setzt die Leistungspflicht des SGB II-TrÃ¤gers bzw.
Jobcenters nicht erst dann ein, wenn bereits Streit zwischen den TrÃ¤gern Ã¼ber
die ErwerbsfÃ¤higkeit eingetreten ist. Vielmehr ist der Antragsteller bereits im
Vorfeld so zu stellen, als wÃ¤re er erwerbsfÃ¤hig (BSG, Urteil vom 7. November
2006 â�� B 7b AS 10/06 R â�� juris Rdnr. 20). Folglich hat der SGB II-TrÃ¤ger ab
dem Zeitpunkt der negativen Feststellung Ã¼ber die ErwerbsfÃ¤higkeit durch die
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Agentur fÃ¼r Arbeit Nahtlosigkeitsleistungen nach Â§ 44a Abs. 1 Satz 7 SGB II zu
erbringen, bis der andere TrÃ¤ger seine ZustÃ¤ndigkeit anerkannt hat, sein
Widerspruchsrecht erloschen ist oder die Arbeitsagentur Ã¼ber den Widerspruch
entschieden hat (Korte in LPK-SGB II, 7. Aufl., Â§ 44a Rdnrn. 23ff., Knapp in jurisPK-
SGB II, Â§ 44a Rdnr. 72; Bender in Gagel, SGB II/SGB III, Stand: September 2020, Â§
44a Rdnr.Â 17). Vorliegend hatte der Beklagte eine Feststellung hinsichtlich der
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers (noch) gar nicht eingeleitet, diese wurde von der
Deutschen Rentenversicherung Bund erst mit Bescheid vom 28. MÃ¤rz 2018
anerkannt, so dass der Beklagte im streitigen Zeitraum ebenfalls weiterhin fÃ¼r die
Leistungserbringung zustÃ¤ndig war. Mit den (Weiterbewilligungs-)AntrÃ¤gen des
KlÃ¤gers sind zugleich alle Leistungen als beantragt im Sinne des Â§ 37 SGB II
anzusehen, die nach Lage des Falls ernsthaft in Betracht kommen; dazu zÃ¤hlen
auch die Leistungen fÃ¼r einen Mehrbedarf im Sinne des Â§ 21 Abs. 4 SGB II
(st.Rspr., vgl. nur BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2010 â�� BÂ 4 AS 62/09 R â�� SozR
4-4200 Â§ 22 Nr. 38; BSG, Urteil vom 23. MÃ¤rz 2010 â�� B 14 AS 6/09 R â�� SozR
4-4200 Â§ 37 Nr. 2).

Der KlÃ¤ger hatte jedoch im streitigen Zeitraum keinen Anspruch auf hÃ¶here
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II wegen eines
Mehrbedarfs aufgrund der Teilnahme an einer Teilhabeleistung.

Nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II in der maÃ�geblichen Fassung vom 26. Juli 2016 (a.F.)
erhalten erwerbsfÃ¤hige behinderte Leistungsberechtigte, denen Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben nach Â§ 33 SGB IX (in der Fassung vom 20. Dezember
2011 [a.F.]) mit Ausnahme der Leistungen nach Â§Â 33 Abs. 3 Nrn. 2 und 4 SGB IX
a.F., sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines geeigneten Arbeitsplatzes oder
Eingliederungshilfe nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ZwÃ¶lftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) erbracht werden, Leistungen fÃ¼r einen Mehrbedarf von
35 Prozent des nach Â§ 20 SGB II maÃ�gebenden Regelbedarfs. Nach Satz 2 dieser
Vorschrift kann der Mehrbedarf nach Beendigung der vorgenannten MaÃ�nahmen
wÃ¤hrend einer angemessenen Ã�bergangszeit, vor allem einer Einarbeitungszeit,
gewÃ¤hrt werden.

Zwar galt der KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum als erwerbsfÃ¤hig und war angesichts
der festgestellten Schwerbehinderung ein behinderter Mensch im Sinne der
Legaldefinition des Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX. Das vom KlÃ¤ger in Anspruch
genommene Vermittlungs- und Beratungsangebot des IFD genÃ¼gt jedoch nicht
den im Rahmen desÂ Â§Â 21 Abs. 4 SGB IIÂ a.F. zu stellenden Anforderungen.

Unerheblich fÃ¼r den Mehrbedarf nach Â§Â 21 Abs. 4 SGB II ist, dass die fragliche
LeistungsgewÃ¤hrung nicht auf einer Bewilligung des Beklagten beruht.
Ausreichend fÃ¼r die ErfÃ¼llung des Merkmals â��erbracht werdenâ�� ist
vielmehr, dass eine in der Regelung bezeichnete EingliederungsmaÃ�nahme
tatsÃ¤chlich durchgefÃ¼hrt wird, unabhÃ¤ngig davon, wer TrÃ¤ger der
Teilhabeleistung ist (BSG, Urteil vom 5. Juli 2017Â â�� B 14 AS 27/16 RÂ â��, SozR
4-4200 Â§Â 21 Nr.Â 27, juris Rdnr. 22 m.w.N.).

Der KlÃ¤ger hat jedoch im streitigen Zeitraum nicht an einer regelfÃ¶rmigen
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besonderen MaÃ�nahme teilgenommen, die grundsÃ¤tzlich geeignet ist, einen
Mehrbedarf beim Betroffenen auszulÃ¶sen (zu dieser Voraussetzung BSG, Urteil
vom 25. Juni 2008Â â�� B 11b AS 19/07 RÂ â�� SozR 4-3500 Â§Â 54 Nr.Â 1, juris
Rdnr. 22) . Diese einschrÃ¤nkende Auslegung folgt aus dem Wortlaut und dem aus
der Entstehungsgeschichte der Norm herzuleitenden spezifischen Sinn und Zweck
des Mehrbedarfs.

Allerdings ergibt sich noch kein Hinweis auf das Erfordernis einer regelfÃ¶rmigen
MaÃ�nahme aus dem Wortlaut des Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II, denn danach wird
darauf abgestellt, dass â��Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach Â§ 33 des
Neunten Buches sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines geeigneten Platzes im
Arbeitsleben oder Eingliederungshilfen nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des
ZwÃ¶lften Buches erbracht werdenâ��. Eine Begrenzung des aufgefÃ¼hrten
Leistungsspektrums folgt jedoch aus Satz 2 der Vorschrift, denn danach wird eine
weitere GewÃ¤hrung dieses Mehrbedarfs wÃ¤hrend einer angemessenen
Ã�bergangszeit nach Beendigung der in Satz 1 â��genannten MaÃ�nahmenâ��
erÃ¶ffnet. Die Formulierung des Satzes 2 weist dementsprechend aus, dass sich die
Leistungserbringung innerhalb eines organisatorischen Rahmens vollziehen muss,
der eine Bezeichnung als â��MaÃ�nahmeâ�� rechtfertigt (BSG, Urteil vom 22.
MÃ¤rz 2010Â â�� B 4 AS 59/09 RÂ â�� SozR 4-4200 Â§Â 21 Nr. 9, juris Rdnr. 18).
Dieses Ergebnis wird durch den aus der Entstehungsgeschichte herzuleitenden
Zweck der Regelung bestÃ¤tigt. VorgÃ¤ngervorschrift fÃ¼r Â§ 21 Abs. 4 SGB II war
die in Â§ 23 Abs. 3 BSHG getroffene Regelung (vgl. BT-Drs. 15/1516 S. 57), nach
dessen Satz 1 fÃ¼r Behinderte, die das 15. Lebensjahr vollendet haben und denen
Eingliederungshilfe nach Â§ 40 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 BSHG gewÃ¤hrt wird, ein
Mehrbedarf von 40 v.H. des maÃ�gebenden Regelsatzes anerkannt wurde, soweit
nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf bestand. Durch den Verweis auf Â§ 40
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BSGH (i.d.F. durch Art. 67 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBl
I 1046) waren bereits die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach Â§ 33 SGB
IX sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben
erfasst. Â§ 23 Abs. 3 BSHG geht wiederum zurÃ¼ck auf das Zweite Gesetz zur
Verbesserung der Haushaltsstruktur vom 22. Dezember 1981 (2.
Haushaltsstrukturgesetz, BGBl. I, 1523) und schloss eine LÃ¼cke, die ansonsten
durch die Aufhebung der Mehrbedarfsregelung im Rahmen der Eingliederungshilfe
entstanden wÃ¤re. Das zuvor geltende Recht der Eingliederungshilfe hatte in Â§ 41
Abs. 2 Satz 2 BSHG (i.d.F. des Bundessozialhilfegesetzes vom 30. Juni 1961, BGBl. I,
815) vorgesehen, dass fÃ¼r Behinderte, die nicht mehr im volksschulpflichtigen
Alter waren, fÃ¼r den laufenden Lebensunterhalt ein Mehrbedarf von mindestens
50 v.H. des maÃ�gebenden Regelsatzes anzuerkennen war, wenn der
Lebensunterhalt nach RegelsÃ¤tzen zu bemessen war. Sie lehnte sich an die
Regelungen Ã¼ber die Ausbildungsbeihilfe an (vgl. BT-Drs. 3/1799 S. 46 zu Â§ 39),
die in der Parallelregelung des Â§Â 33Â Abs. 2 Satz 2 BSHG ebenfalls einen
entsprechenden Mehrbedarf vorgesehen hatte. Diese enge Anlehnung der SÃ¤tze
an die Ausbildungsbeihilfe belegt, dass der Mehrbedarf an strukturierte
MaÃ�nahmen geknÃ¼pft war, die Ã¼ber bloÃ�e Kontaktaufnahmen mit Beratung
hinausgehen mussten und jedenfalls vom Grundsatz her geeignet waren, einen
zusÃ¤tzlichen Bedarf hervorzurufen (BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2010Â â�� B 4 AS
59/09 RÂ â�� SozR 4-4200 Â§Â 21 Nr. 9, juris Rdnr. 19; BSG, Urteil vom 4. April
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2011 â�� B 4 AS 3/10 R â�� juris Rdnr. 19ff.).

Die danach zu stellenden erforderlichen Anforderungen an den organisatorischen
Mindestrahmen der EingliederungsmaÃ�nahme durch die dem KlÃ¤ger vom IFD
gewÃ¤hrten Beratungs- und Vermittlungsleistungen sind nicht erfÃ¼llt. Nach der
Auskunft des IFD vom 9. September 2021 fanden im streitigen Zeitraum
persÃ¶nliche GesprÃ¤che mit dem KlÃ¤ger am 12. Dezember 2016, 28.Â Dezember
2016, 30. Dezember 2016, 19. Januar 2017, 25. Januar 2017, 26. Januar
2017,Â 6.Â JuliÂ 2017, 3. August 2017, 10. August 2017, 20. September 2017 und 4.
Oktober 2017 statt. Danach fanden in den Monaten Dezember 2016 und Januar
2017 jeweils drei GesprÃ¤che, im Juni 2017 ein GesprÃ¤ch, im August 2017 zwei
GesprÃ¤che sowie im September 2017 und OktoberÂ 2017 jeweils ein GesprÃ¤ch
statt. Nach dem 4. Oktober 2017 fanden bis zum 31.Â DezemberÂ 2017 keine
GesprÃ¤che mehr statt. Schon aufgrund dieser geringen Zahl an persÃ¶nlichen
Kontakten und deren fehlender RegelmÃ¤Ã�igkeit ist nicht erkennbar, dass eine von
vornherein strukturierte MaÃ�nahme, etwa durch bestimmte, aufeinander
aufbauende Inhalte und Themen, verfolgt worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 5. August
2015Â â�� B 4 AS 9/15 RÂ â�� juris Rdnr.Â 22). Dass neben persÃ¶nlichen
GesprÃ¤chen weitere Kontakte telefonisch und per E-Mail stattgefunden haben,
Ã¤ndert an dieser EinschÃ¤tzung nichts, da solche bedarfsweisen, nicht im Voraus
geplanten Kontakte kein begrÃ¼ndendes Merkmal einer von vorherein
strukturierten MaÃ�nahme sein kÃ¶nnen. Auch nach der mit dem KlÃ¤ger
vereinbarten Zielplanung sind die vom IFD erbrachten Leistungen nicht als
regelfÃ¶rmige MaÃ�nahme zu qualifizieren. Die Zielplanung, die infolge der
Beauftragung des IFD ab 1. November 2016 erfolgte, sah ausgehend von einer
angestrebten TÃ¤tigkeit als BÃ¼rokraft im kaufmÃ¤nnischen und verwaltenden
Bereichs als ersten Schritt das Sichten von StellenbÃ¶rsen vor, im zweiten Schritt
sollten Initiativbewerbungen erfolgen (20 Arbeitgeber bis 27. Dezember 2016) und
im dritten Schritt eine telefonische Akquise des IFD fÃ¼r ein dreimonatiges
Praktikum. Hinsichtlich der TÃ¤tigkeit des IFD ab 1. Juli 2017 wurden in der
Zielplanung als Idee die Optimierung der Bewerbungsunterlagen und der
Neuentwurf des Lebenslaufs (erster Schritt), sodann erneut das Sichten von
StellenbÃ¶rsen und die Erstellung einer neuen Liste von Initiativbewerbungen
(zweiter Schritt) sowie wiederum Telefonakquisen durch den IFD (dritter Schritt)
vorgesehen. In der Auskunft vom 9.Â September 2021 wurden als vom IFD
erbrachte Leistungen â��UnterstÃ¼tzung bei der Akquise und den
Bewerbungsunterlagen, StellenbÃ¶rsen sichten, BewerbungsgesprÃ¤che
vorbereiten und trainieren, Kontakte zu Arbeitgebern herstellen, Reflektieren der
Vermittlungshemmnisse und bisherigen Erfahrungen, Umgang mit seiner
Erkrankung, Vorbereitung und Begleitung eines ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses,
AbklÃ¤rungen mit verschiedenen Kooperationspartnern, Planung und Auswertung
einzelner Schritte aus der Zielplanungâ�� aufgefÃ¼hrt. Auch danach handelte es
sich bei der TÃ¤tigkeit des IFD nicht um eine MaÃ�nahme, in der dem KlÃ¤ger
strukturiert Inhalte vermittelt wurden, sondern vielmehr um reine Vermittlungs- und
Beratungsleistungen, wobei dem KlÃ¤ger nicht mehr abverlangt wurde als das, was
auch nicht behinderten erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen im Rahmen der
Vermittlung und Beratung durch den GrundsicherungstrÃ¤ger abverlangt wird.
Hierdurch wird die Zuerkennung des Mehrbedarfs wegen der Teilnahme an einer
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MaÃ�nahme aber nicht gerechtfertigt (vgl. BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 2010Â â�� B
4 AS 59/09 RÂ â�� SozR 4-4200 Â§Â 21 Nr. 9, juris Rdnr. 20f.). Da danach die
Einbindung des IFD insgesamt nicht als einen Mehrbedarf auslÃ¶sende MaÃ�nahme
qualifiziert werden kann, kommt es auch nicht darauf an, dass nach den
AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers die AktivitÃ¤ten des IFD insbesondere im Monat Juni
2017 nicht beendet gewesen, sondern ohne entsprechenden Bescheid bzw.
Beauftragung durch die Deutsche Rentenversicherung Bund fortgefÃ¼hrt worden
sind.

Die Voraussetzungen des Â§ 21 Abs. 4 Satz 2 SGBÂ II, wonach Satz 1 der Vorschrift
auch nach der Beendigung der dort genannten MaÃ�nahmen wÃ¤hrend einer
angemessenen Ã�bergangszeit, vor allem einer Einarbeitungszeit, angewendet
werden kann, liegen gleichfalls nicht vor. Ein Anspruch auf den Mehrbedarf kann
auch fÃ¼r einen Teil des streitigen Zeitraums nach Beendigung des
ProbearbeitsverhÃ¤ltnisses im Mai 2017 nicht auf diese Vorschrift gestÃ¼tzt
werden. Denn Voraussetzung dafÃ¼r ist, dass das Ziel der zuvor gefÃ¶rderten
MaÃ�nahme noch erreicht werden kann. Durch die mÃ¶gliche WeitergewÃ¤hrung
des Mehrbedarfs fÃ¼r eine Ã�bergangszeit soll im Nachgang zur vorgehenden
MaÃ�nahme die wÃ¤hrend dieser gewÃ¤hrte finanzielle UnterstÃ¼tzung noch eine
Zeit lang fortwirken, um das mit der MaÃ�nahme angestrebte Ziel sicherzustellen
(Knickrehm/Hahn in Eicher/Luik, SGBÂ II, 4. Auflage 2017, Â§ 21 Rdnr.Â 52).Â Dies
kommt jedoch nicht in Betracht, wenn die MaÃ�nahme gescheitert und eine
Integration nicht mehr erreicht werden kann. Im Fall der FÃ¶rderung durch einen
Eingliederungszuschuss setzt die GewÃ¤hrung eines Mehrbedarfs nach Â§ 21 Abs. 4
Satz 2 SGBÂ II daher nach dem Zweck der Vorschrift die FortfÃ¼hrung der
zunÃ¤chst durch den Eingliederungszuschuss gefÃ¶rderten TÃ¤tigkeit voraus. Das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers beim Hotel S. war im Monat Juni 2017
bereits beendet, das ProbebeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis war sogar vorzeitig beendet
worden, so dass die MaÃ�nahme nicht mehr zur erfolgreichen Integration des
KlÃ¤gers in den Arbeitsmarkt fÃ¼hren konnte.

Andere Gerichtspunkte, auf die ein Anspruch des KlÃ¤gers auf hÃ¶here Leistungen
zur Sicherung des Lebenshalts im streitigen Zeitraum gestÃ¼tzt werden kÃ¶nnte,
sind nicht ersichtlich und wurden vom KlÃ¤ger nicht geltend gemacht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor.

Erstellt am: 23.12.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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